 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7100102/2024

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht fasst durch die Richterin MMag. Elisabeth Brunner (iber die
Beschwerde vom 30.1.2023 der L***N***, vertreten durch Steuerberatung Ko GmbH, 2734
Puchberg am Schneeberg, Im Kurpark 1, gegen die Einkommensteuerbescheide
(Arbeitnehmerveranlagungen) fiir die Jahre 2017 und 2018 des Finanzamtes Osterreich vom
25.11.2022, Steuernummer 1234*** den Beschluss:

Die Beschwerde wird gemalR § 256 Abs 3 BAO als gegenstandslos erklart.
Das Beschwerdeverfahren wird eingestellt.

Die ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist nach Art 133 Abs 4 iVm Abs 9 B-VG
nicht zulassig.

Begriindung

Gegen die verfahrensgegenstindlichen Bescheide des Finanzamtes Osterreich vom 25.11.2022
wurde fristgerecht Beschwerde erhoben.

Der Beschwerde wurde mit Beschwerdevorentscheidungen vom 21.7.2023 teilweise Folge
gegeben.

Die Beschwerdefiihrerin stellte einen Vorlageantrag.

Mit Beschluss des Bundesfinanzgerichtes vom 7.5.2026 wurde die Beschwerdefihrerin
aufgefordert, zu einer Vielzahl von vorgelegten Belegen Stellung zu nehmen und die
steuerliche Relevanz darzulegen.

Mit weiterer Eingabe vom 26.5.2026 zog die beschwerdefiihrende Partei die Beschwerde
zuriick.

Gemal § 256 Abs 3 BAO ist eine Beschwerde mit Beschluss (§ 278) als gegenstandslos zu
erklaren, wenn sie zurlickgenommen wird.
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Da die beschwerdefiihrende Partei die verfahrensgegenstandliche Beschwerde zurlickgezogen
hat, ist diese gemaR § 256 Abs 3 BAO als gegenstandslos zu erklaren.

Zur Unzul3dssigkeit einer Revision

Gegen einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
der Beschluss von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die Gegenstandsloserklarung ergibt sich unmittelbar aus dem Gesetz. Es liegt daher keine
Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung vor. Die ordentliche Revision ist daher nicht
zulassig.

Wien, am 27. Mai 2026

2von 2



	Begründung
	Zur Unzulässigkeit einer Revision


